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Zusammenfassung 1

Die von der Bundesregierung von neun auf sechs Monate verkürzte Wehr- und 
Zivildienstzeit hat insbesondere bei den Sozial- und Wohlfahrtsverbänden zu 
einem kollektiven Aufschrei geführt. Mit dieser Verkürzung seien die Zivildienst-
leistenden nicht mehr sinnvoll einzusetzen, die Betreuungssituation der Kranken- 
und Pfl egebedürftigen würde sich drastisch verschlechtern, den Hilfsbedürftigen 
sei ein häufi ger Wechsel der Betreuer nicht zuzumuten, die Kranken- und Pfl e-
gekosten würden ansteigen – insgesamt drohe das Kranken- und Pfl egesystem 
zusammenzubrechen. Die mittlerweile entwickelten Pläne zur Aussetzung (im 
Endeff ekt gleichbedeutend mit der völligen Abschaff ung) des Wehr- und Zivil-
dienstes werden ebenfalls äußerst kontrovers diskutiert, da sie erst recht dem 
Sozialabbau Vorschub leisten würden.

Die faktische Abschaff ung des Wehr- und Zivildienstes ist jedoch der völlig richtige 
Weg. Die ökonomischen Argumente dafür sind ebenso vielfältig wie überzeugend. 
So ist es zum einen nicht sinnvoll, mit dem Wehrdienst eine Konstruktion zu 
perpetuieren, die ursprünglich einem völlig anderen Zweck, der Verteidigungs-
fähigkeit der jungen deutschen Demokratie in der Zeit des Kalten Krieges, diente, 
im Zeitverlauf aber im Schwerpunkt zu einer Subventionierung der Wohlfahrts-
verbände mutiert ist. Zum anderen übersehen die Befürworter einer Wehr- bzw. 
Zivildienstpfl icht off enbar die hohen direkten Kosten, die den Dienstleistenden in 
Form entgangener Lebensleistung aufgebürdet werden. Besonders problematisch 
ist in diesem Zusammenhang, dass diese Last systematisch mit dem sozialen Hin-
tergrund des Elternhauses zu variieren scheint: Wer aus einem besser gestellten 
Elternhaus kommt, kann sich der Einberufung off enbar eher entziehen, als Dienst-
pfl ichtige aus schlechter gestellten Elternhäusern. Das Gebot der Fairness wird 
durch die bestehende Regelung daher stark verletzt. Überlegungen zu den indi-
rekten Eff ekten über Anpassungsprozesse am Markt legen schließlich nahe, dass 
durch die Abschaff ung der Dienstpfl icht sowohl niedrig qualifi zierte Arbeitnehmer 
als auch die Empfänger sozialer Dienstleistungen langfristig erheblich profi tieren 
dürften.

Auslaufmodell Wehrdienst

Die öff entlichen Diskussionen über Verkürzung, Aussetzung oder Abschaff ung 
drehen sich off ensichtlich nur zum geringsten Teil um die Folgen für die Wehrfä-
higkeit der Bundesrepublik. In der Tat geht es beim Wehrdienst schon lange nicht 
mehr vorwiegend um die Sicherstellung der Verteidigungsfähigkeit Deutschlands 

1 Die Autoren danken Rainer Kambeck, Nils aus dem Moore und Joachim Schmidt für wertvolle 
Hinweise und Anregungen. – Ein Gastbeitrag auf Basis dieser RWI Position ist am 30. Oktober 
2010 unter dem Titel „Erzwungener Verzicht“ in Heft 44 der WirtschaftsWoche erschienen.
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bei einem militärischen Angriff  und den Einsatz von Streitkräften bei Katastro-
phen. Vielmehr dürfte die Erhaltung des Zivildienstes seit geraumer Zeit der 
wichtigste Grund für das Festhalten am Wehrdienst gewesen sein. So ist die 
ursprüngliche Intention des Zivildienstes als Ausnahmeregelung für diejenigen, 
die aus Gewissensgründen nicht an der Waff e dienen wollen, mittlerweile völlig 
in den Hintergrund gerückt. Schaubild 1 zeigt, wie sich bei den jungen Männern, 
die zwischen 1990 und 2007 zum Wehr- bzw. Zivildienst einberufen wurden, das 
Verhältnis von Wehr- zu Zivildienstleistenden grundlegend verändert hat: Wäh-
rend 1990 noch auf jeden Zivildienstleistenden zwei Wehrdienstleistende kamen, 
waren es im Jahr 2009 nur noch 0,75.

Diese Entwicklung refl ektiert vor allem die veränderte Rolle der Bundeswehr in 
der aktuellen geopolitischen Lage. Nach dem Zusammenbruch des Ostblocks und 
dem damit verbundenen Ende des Kalten Kriegs ist die primäre militärische Bedro-
hung weggefallen, die ursprünglich zur Wiedereinführung der Wehrpfl icht in der 
Bundesrepublik Deutschland geführt hatte. Es dürfte zudem unstrittig sein, dass 
die veränderte Rolle der Bundeswehr als mobile Einsatztruppe bei der Friedens-
sicherung in internationalen Krisengebieten oder bei der Hilfe im Katastrophenfall 
professionellere Strukturen erfordert, als es eine Armee von Wehrpfl ichtigen 

Schaubild 1
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jemals gewährleisten könnte. Diese Diskrepanz zwischen verändertem Auftrag 
und historisch gewachsener Struktur hat sich über die Jahre hinweg immer mehr 
vergrößert, ist aber jetzt in den Mittelpunkt der Diskussion geraten.

Das sich die Institution der Wehrpfl icht so lange gehalten hat, lässt sich aus öko-
nomischer Sicht durchaus erklären. So legt die ökonomische Theorie der Büro-
kratie nahe, dass beim Fortfallen der ursprünglichen Existenzberechtigung von 
Institutionen oft die Tendenz besteht, eine neue Begründung für diese Existenz 
nachzuschieben.2 Allerdings lautet die klare Schlussfolgerung der Ökonomik, dass 
man nachgeschobenen Rechtfertigungen äußerst kritisch gegenüberstehen muss. 

Direkte Eff ekte – die Kosten der Dienstpfl icht überwiegen 

Im Zentrum der Debatte sollte der von der geplanten Verkürzung der Wehr- und 
Zivildienstzeit direkt betroff ene Teil der Bevölkerung stehen, also die potentiellen 
Wehr- und Zivildienstleistenden. Für die Verpfl ichtung jüngerer Männer zu einer 
Form des gesellschaftlichen Dienstes sprechen zunächst erzieherische Gründe. 
Einige Argumente, die man in dieser Hinsicht ins Feld führen könnte, betreff en 
– in unterschiedlicher Gewichtung – das Erlernen einer gewissen Einordnung in 
gesellschaftliche Abläufe und Organisationen mit Blick auf eine Verbesserung der 
Teamleistung, das Schärfen von Verantwortungsgefühl und das Einüben klarer 
Kommunikation oder etwa die Bereicherung um Einblicke in soziale Notlagen, wie 
im Falle eines Einsatzes bei der Rehabilitierung von Drogenabhängigen.

Dass es diese positiven Eff ekte durchaus geben kann, wird durch in der Presse 
veröff entlichte selektive Zitate von Zivildienstleistenden gestützt, die von ihren 
(Lern-)Erfahrungen berichten. Allerdings hätten sie diese Erfahrungen genauso 
gut auf freiwilliger Basis, etwa durch ein Praktikum oder durch ein Soziales Jahr 
erwerben können. Solche Erfahrungen und Qualifi kationen werden nicht zuletzt 
in immer stärkerem Maße auf dem Arbeitsmarkt honoriert, so dass junge Männer 
sie in großem Umfang freiwillig nachfragen dürften, um besser auf diese Anfor-
derungen vorbereitet zu sein. Teilweise dürfte es zudem möglich sein, solche 
Erfahrungen in die Schulzeit zu verlegen. Eine Variante dieser Argumentation zu 
den vermeintlichen positiven Eff ekten der Dienstpfl icht bezieht sich vor allem auf 
den Wehrdienst und betont die langfristigen Vorzüge des Aufbaus von Netzwerken 
- im Sinne der Frage „Haben Sie gedient?“ – für die eigene Berufsentwicklung. 
Dieser Eff ekt dürfte jedoch in den vergangenen Jahrzenten deutlich an Bedeu-
tung verloren haben und kann nicht als Rechtfertigung eines staatlichen Zwangs 
akzeptiert werden.

2 Ein besonders notorisches Beispiel ist die EU-Agrarpolitik, deren offi  zielle Rechtfertigung 
von dem mittlerweile vollzogenen wirtschaftlichen Strukturwandel hin zur Unterstützung der 
Landschaftspfl ege verändert wurde.
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Den vermeintlichen Vorzügen der Dienstpfl icht stehen erhebliche Kosten gegen-
über. Schließlich können die Dienstverpfl ichtenden während ihrer Dienstzeit 
nicht ihren Talenten und Neigungen entsprechend in Ausbildung investieren oder 
ihre Kompetenzen am Markt anbieten. Diese Diskrepanz zwischen individuell 
sinnvoller Zeitverwendung und den Dienstpfl ichten ist umso größer, je mehr die 
vergleichsweise kurze Dienstzeit und die geringen Kosten der Arbeitskräfte den 
Wohlfahrtverbänden nahelegen, Zivildienstleistende überwiegend mit einfachen 
Tätigkeiten zu betrauen und nicht in ihre Ausbildung zu investieren. Die dadurch 
verursachten Einkommensverluste können von den Betroff enen in späteren 
Lebensphasen nur dann wieder aufgeholt werden, wenn die oben ausgesproche-
nen positiven Erfahrungen sehr stark wirken.

Indirekte Eff ekte – die implizite Einkommenssteuer der Wehr- 

und Zivildienstleistenden

Für den Zivildienst sind im Bundeshaushalt für das Jahr 2010 Ausgaben in Höhe 
von ca. 600 Mill. Euro vorgesehen (Bundesfi nanzministerium, 2010). Diese Aus-
gaben beziff ern aber längst nicht die gesamten gesellschaftlichen Kosten des 
Zivildienstes. Aufgrund der verpfl ichtenden Natur des Dienstes fallen zusätzlich 
erhebliche „indirekte“ Kosten für die Zivildienstleistenden selbst an. Diejenigen, 
die nicht aus gesundheitlichen Gründen ausgemustert und letztlich zum Wehr- 
und Zivildienst einberufen werden, werden eff ektiv mit einer impliziten Steuer 
belegt. Diese implizite Steuer entspricht der Diff erenz zwischen dem Sold eines 
Wehr- und Zivildienstleistenden und dem potenziellen Einkommen, das auf dem 
regulären Arbeitsmarkt hätten erzielt werden können. Diese in keiner offi  ziellen 
Statistik erfasste Steuer verstößt gegen grundlegende Besteuerungsprinzipien, 
insbesondere gegen das Prinzip der Allgemeinheit, nach dem grundsätzlich alle 
Bürger (entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit) zur Finanzierung von Staatsleis-
tungen heranzuziehen sind (z.B. Schleicher, 1996, und Trabold et al., 2006). Für die 
durch die Pfl icht zu Wehr- oder Zivildienst verursachte implizite Steuerbelastung 
gibt es keine Rechtfertigung, insbesondere dann nicht, wenn eine solche Sonder-
belastung innerhalb der Gruppe junger Männer auch noch nach intransparenten, 
uneinheitlich angewendeten Kriterien unfair auferlegt wird.

Anhand einer einfachen Rechnung kann die Höhe der impliziten Steuer zumin-
dest grob abgeschätzt werden. Unterstellt man die derzeit gültige Besoldung für 
Wehr- und Zivildienstleistende und berücksichtigt das Verpfl egungsgeld, die Ent-
schädigung für die Abnutzung und Reinigung eigener Kleidung, den maximalen 
monatlichen Mobilitätszuschlag sowie das Entlassungs- und Weihnachtsgeld, so 
erhalten Wehr- und Zivildienstleistenden für die 9 Monate Dienstzeit eine Entloh-
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nung von insgesamt ca. 6040 Euro.3 Nach der Verdienststrukturerhebung des Sta-
tistischen Bundesamts erhielten Vollzeitbeschäftigte im Alter von unter 25 Jahren 
durchschnittlich einen Bruttomonatsverdienst von ca. 1900 Euro, bzw. 17100 Euro 
für neun Monate. Daraus ergibt sich im Durchschnitt für Wehr- und Zivildienstleis-
tende eine implizite Einkommensteuer von 11060 Euro für 9 Monate. Geht man von 
jahresdurchschnittlich 50000 Zivildienstleistenden im Bereich der Kranken- und 
Pfl egedienstleistungen aus, subventionieren diese Zivildienstleistenden durch 
den erzwungenen Gehaltsverzicht den Kranken- und Pfl egebereich mit jährlich 
737 Mill. Euro aus der eigenen Tasche.

Diese Rechnung berücksichtigt nicht einmal, dass der Wehr- und Zivildienst für 
die Betroff enen mit weiteren indirekten Kosten verbunden ist. Zwischen dem 
Abschluss der Schul- oder Berufsausbildung und dem Beginn der Tätigkeit als 
Wehr- oder Zivildienstleistender vergeht üblicherweise einige Zeit. In dieser Zeit 
ist es für die Betroff enen nahezu unmöglich, einer Beschäftigung nachzugehen, 
denn potenzielle Arbeitgeber sehen in der Regel angesichts der anstehenden Ein-
berufung von einer Anstellung ab. Neben den Einkommenseinbußen werden den 
jungen Männern damit auch erste Chancen genommen, bereits Berufserfahrung 
zu sammeln. 

Weil weder die Zivildienststellen noch die Bundeswehr einen Anreiz haben, die 
Dienstleistenden entsprechend ihrer Fähigkeiten einzusetzen, kann der Wehr- und 
Zivildienst auch mit einem Verlust von Humankapital einhergehen, der sich nach 
der Dienstzeit negativ auf den Lohn auswirken kann. Andererseits erwerben die 
Wehr- und Zivildienstleistenden während ihrer Tätigkeit Fähigkeiten, die poten-
ziell einen positiven Einfl uss auf den Lohn haben können. Eine Saldierung dieser 
gegenläufi gen Eff ekte ist nahezu unmöglich und wurde bisher nur für einzelne 
Zielgrößen versucht.4

Ein äußerst wichtiger Aspekt in diesem Zusammenhang ist Fairness. Die Ver-
pfl ichtungen zum Dienst kann – wenn überhaupt - nur dann gerechtfertigt wer-
den, wenn die Mehrheit eines Jahrgangs betroff en ist. Mittlerweile werden aber 
nicht nur erhebliche Teile der Geburtsjahrgänge weder zum Wehrdienst noch 
zum Zivildienst eingezogen. Darüber hinaus scheinen auch eher die Kinder weni-
ger betuchter bzw. weniger gut ausgebildeter Eltern zum Dienst herangezogen 
werden. Diese soziale Schiefl age wird durch eine entsprechende Auszählung des 
Sozio-Ökonomischen Panels (GSOEP) bestätigt. Hierzu wurde für alle Männer, die 

3 Berechnet nach Angaben des Bundesamts für Zivildienst, http://www.zivildienst.de, abge-
fragt am 11.11.2009.

4 Siehe hierzu bspw. Bauer et al. (2009), die die Lohneff ekte des Wehrdienstes analysieren, 
sowie Lau et al. (2004), die die Kosten der Wehrpfl icht in einem dynamischen Kontext unter-
suchen.



8 | 12

Position #39 vom 2. November 2010

zur erstmaligen Befragung im Rahmen des GSOEP im Zeitraum von 1984 bis 2007 
nicht älter als 18 Jahre alt waren, das durchschnittliche Äquivalenznettoeinkom-
men5 im Alter von 16 bis 18 Jahren berechnet. Ein Vergleich dieser Einkommen 
zwischen Männern, die Wehr- oder Zivildienst geleistet haben, und denjenigen, 
die off ensichtlich ausgemustert wurden, zeigt, dass letztere in Haushalten mit 
einem signifi kant höheren Einkommen aufgewachsen sind. So hatten diejenigen 
Männer, die ausgemustert wurden, im Alter von 16 bis 18 Jahren durchschnittlich 
ein um 13% höheres Äquivalenzeinkommen als junge Männer, die zum Dienst her-
angezogen wurden.

Verdrängung auf dem Arbeitsmarkt

Begreift man den Zivildienst aus ökonomischer Perspektive als eine indirekte Sub-
vention für den Kranken- und Pfl egedienst, dann ist die entrüstete Reaktion der 
Sozial- und Wohlfahrtsverbände wenig überraschend. Nach Angaben des Bundes-
amts für Zivildienst arbeiteten zum September 2010 von den 58.094 Zivildienst-
leistenden knapp 71% für einen von sechs Spitzenverbänden (Arbeiterwohlfahrt, 
Deutscher Caritasverband, Deutsches Rotes Kreuz, Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband, Diakonisches Werk, Deutsche Krankenhausgesellschaft). Mit 67% 
übten über zwei Drittel der Zivildienstleistenden Tätigkeiten in der Pfl egehilfe, im 
Betreuungsdienst, im Krankentransport, im Rettungsdienst, in der individuellen 
Schwerstbehindertenbetreuung oder bei mobilen sozialen Hilfsdiensten aus.6 Die-
sem Sektor werden also derzeit jedes Jahr zwangsweise eine nicht unerhebliche 
Anzahl von Arbeitskräften zugewiesen, deren Kosten zum großen Teil vom Bund 
übernommen werden.

Den monetären Kosten des Zivildiensts steht im Kranken- und Pfl egebereich keine 
Wertschöpfung in entsprechender Höhe gegenüber. Vielmehr entsteht – netto 
– ein volkswirtschaftlicher Verlust, da die Zivildienstleistenden nicht entspre-
chend ihren spezifi schen Fähigkeiten eingesetzt werden. Auch dieser volkswirt-
schaftliche Verlust lässt sich anhand einer einfachen Rechnung zumindest grob 
abschätzen. Nach der Verdienststrukturerhebung hatten 20- bis 24-jährige voll-
zeitbeschäftigte Helfer in der Krankenpfl ege im Jahr 2006 ein durchschnittliches 
Bruttomonatsgehalt von ca. 1070 Euro. Geht man davon aus, dass dieser Verdienst 
die Wertschöpfung der Zivildienstleistenden und der durchschnittliche Bruttomo-
natsverdienst von unter 25-Jährigen in Höhe von 1900  Euro die Wertschöpfung 

5 Hierzu wurde das durchschnittliche Nettoeinkommen des Haushalts einer betrachtetet Per-
son durch die Wurzel der Anzahl der Haushaltsmitglieder geteilt, um Personen aus Haushalten 
unterschiedlicher Größe vergleichbar zu machen (Atkinson et al., 1995).

6 Angaben des Bundesamts für Zivildienst, http://www.zivildienst.de, abgefragt am 
20.09.11.2010.
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in einer alternativen Tätigkeit gut annähern, ergibt sich für die neunmonatige 
Dienstzeit jedes Zivildienstleistenden im Durchschnitt ein volkswirtschaftlicher 
Verlust von nahezu 7500 Euro.

Nach dem Grundsatz der Arbeitsmarktneutralität des Zivildienstes dürfen Zivil-
dienstleistende nur ergänzende Tätigkeiten ausüben, reguläre Arbeitsplätze 
dürfen nicht ersetzt werden. Nun legen die Äußerungen der Wohlfahrtsverbände 
im Umfeld der Verkürzung der Dienstzeiten die Vermutung nahe, dass in der 
Praxis gegen diese ausdrückliche Vorgabe verstoßen wird. In dem Ausmaß, in 
dem Zivildienstleistende tatsächlich mit regulär Beschäftigten im Kranken- und 
Pfl egebereich konkurrieren, ergeben sich aber für letztere negative Lohneff ekte. 
Mit anderen Worten: Ein regulär beschäftigter Fahrer eines Krankenwagens oder 
Helfer in der Krankenpfl ege könnte einen höheren Lohn erzielen, wenn es den 
Zivildienst nicht gäbe.

Doch selbst wenn im Zivildienst überwiegend keine ergänzenden Tätigkeiten aus-
geübt werden, wäre der Zusammenbruch des Kranken- und Pfl egesystems dann 
wirklich ein realistisches Szenario? Wohl kaum, denn im Jahr 2007 waren in Kran-
kenhäusern, Pfl egeheimen und Reha-Kliniken knapp 2 Mill. Personen beschäftigt, 
lediglich ein Anteil von 2,5% der Beschäftigten sind Zivildienstleistende. Darüber 
hinaus üben sie zumeist schnell erlernbare, einfache Tätigkeiten aus. Aus dem 
derzeitigen Bestand von über 3 Mill. Arbeitslosen sollte man, wenn auch zu höhe-
ren Kosten für die Wohlfahrtsverbände, ausreichend viele geeignete und interes-
sierte Personen fi nden können, um die Zivildienstleistenden zu ersetzen. Natürlich 
mag es für die Dienststellen attraktiv sein, mit kurzfristig verfügbaren, vergleichs-
weise leicht anzulernenden Mitarbeitern zu operieren, mit denen es keine lang-
fristigen Probleme geben kann. Eine gute Rechtfertigung für die Blockade des 
Arbeitsmarkts durch eine Dienstverpfl ichtung von jungen Menschen ist das aber 
nicht. Darüber hinaus könnte man daran denken, verstärkt Personen einzusetzen, 
die ein freiwilliges soziales Jahr absolvieren wollen. In diesem Bereich liegt die 
Anzahl der Bewerber weit über den zur Verfügung stehenden Stellen.

Wandel auf dem Pfl egemarkt

Müssen wir im Zuge der Verkürzung der Dienstzeit oder der Aussetzung oder 
Abschaff ung des Wehr- und damit des Zivildienstes mit einem Anstieg der Preise 
für Kranken- und Pfl egedienstleistungen rechnen? Auch dies muss bezweifelt 
werden. Wenn die Zivildienstleistenden durch reguläre Arbeitskräfte ersetzt wer-
den müssten, würden zwar die Lohnkosten in diesem Bereich steigen. Da diese 
regulären Arbeitskräfte jedoch wahrscheinlich sehr viel länger in einer bestimm-
ten Tätigkeit eingesetzt werden könnten, würden Einarbeitung und Ausbildung 
häufi g wechselnder Arbeitskräfte entfallen und die damit verbundenen Kosten 
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könnten eingespart werden. Darüber hinaus muss man davon ausgehen, dass 
Zivildienstleistende nicht effi  zient eingesetzt werden. Aufgrund ihrer geringen 
Kosten besteht für die Kranken- und Pfl egedienste nur ein geringer Anreiz, diese 
entsprechend ihren spezifi schen Fähigkeiten einzusetzen. Zudem verringern 
die geringen Kosten auch die Anreize der Kranken- und Pfl egedienste in neue 
technologische Hilfsmittel oder effi  ziente Organisationsformen zu investieren. Im 
Zweifel wird eben der neue Krankentransporter mit elektronischer Hebebühne 
nicht angeschaff t – man hat ja billige Zivildienstleistende, die den Hilfebedürftigen 
in und aus dem Transporter heben können.

Müssten die Kranken- und Pfl egedienste für die von den Zivildienstleistenden 
ausgeübten Tätigkeiten hingegen den üblichen Marktlohn zahlen, dann hätten 
sie einen Anreiz, diese Arbeitskräfte effi  zient einzusetzen und vermehrt in neue 
Technologien und effi  zientere Organisationsabläufe zu investieren. Ähnliche 
Argumente können für die Bundeswehr angeführt werden, die ebenfalls nur einen 
geringen Anreiz hat, die Wehrdienstleistenden entsprechend ihren Fähigkeiten 
einzusetzen und tendenziell zu wenig in die Ausrüstung der Soldaten investiert. 
Nicht zu vernachlässigen ist zudem das Argument, dass die Wehr- und Zivildienst-
leistenden aufgrund der geringen Entlohnung und des Zwangscharakters ihrer 
Tätigkeit einen geringen Anreiz haben, ihr volles Leistungspotential einzusetzen 
oder mit den ihnen zur Verfügung gestellten Materialien sorgsam umzugehen.

Zu den allokativ verzerrenden Eff ekten der gesetzlichen Verpfl ichtung zum 
Dienst gehört ferner, dass die Empfänger der Dienstleistungen, die von den 
Zivildienstleistenden erbracht werden, bei funktionierendem Wettbewerb ohne 
Zwangsdienst unter vielen Anbietern von Sozial- und Pfl egeleistungen auswählen 
könnten. Neben den freien Wohlfahrtverbänden würden vor allem auch private, 
gewinnorientierte Unternehmen mit einem qualitativ hochwertigen und kosten-
günstigen Angebot auf diesen Markt drängen. 

Eine Abschaff ung des Zivildienstes muss daher nicht eine Erhöhung der Preise 
für Krankheits- und Pfl egedienstleistungen zur Folge haben. Im Prinzip kann 
eine Abschaff ung sogar mit sinkenden Preisen bei gleicher Qualität verbunden 
sein, wenn dadurch die beschriebenen Ineffi  zienzen vermieden werden. Wie hoch 
diese Effi  zienzreserven tatsächlich ausfallen, lässt sich jedoch kaum oder nur mit 
einer sehr hohen Unsicherheit bestimmen. Für die Bundeswehr zeigen empirische 
Studien, dass die mit einem Wechsel von der Wehrpfl icht- zur Berufsarmee ver-
bundenen Effi  zienzgewinne zu Personaleinsparungen von 20% bis 50% führen 
könnten (siehe Trabold et al. 2006, und die darin zitierte Literatur).
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Fazit

Aus ökonomischer Sicht gibt es keine stichhaltigen Gründe für die Aufrechterhal-
tung des Wehr- und Zivildienstes. 

Der Zwangsdienst ist mit einer nicht unerheblichen impliziten Steuer für die Wehr- 
und Zivildienstleistenden in Form von Einkommenseinbußen verbunden, die allen 
steuerlichen Grundsätzen widerspricht. Darüber hinaus werden zusätzliche Kos-
ten für die Wehr- und Zivildienstleistenden verursacht, weil sie nicht entspre-
chend ihren Talenten und Stärken eingesetzt werden. Ferner verringert der für die 
Wohlfahrtsverbände kostengünstige Einsatz von Zivildienstleistenden die Anreize, 
Material auf dem neuesten technologischen Stand einzusetzen und auf effi  ziente 
Organisationen und Prozessabläufe zu achten.

Diese Argumente sprechen dafür, den Wehr- und Zivildienst abzuschaff en und 
stattdessen auf eine Berufsarmee zu setzen sowie junge Erwachsene zu unter-
stützen, sich im Rahmen eines freiwilligen sozialen Jahres für die Gesellschaft zu 
engagieren. Jedoch muss der Staat auch hier Forderungen der Wohlfahrtsver-
bände widerstehen, das freiwillige Jahr verstärkt fi nanziell zu fördern und damit 
den Kranken- und Pfl egesektor weiterhin zu subventionieren. Es liegt an den 
Wohlfahrtsverbänden selbst, Tätigkeiten im Rahmen eines freiwilligen sozialen 
Jahres so auszugestalten, dass sie für junge Erwachsene attraktiv sind.
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